
Information nach Artikel 13 DS-GVO 
bei Stellenausschreibungen öffentlicher Stellen 

 
Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verbandsgemeinde Bruchmühlbach-Miesau 
Am Rathaus 2 
66892 Bruchmühlbach-Miesau 
Telefon: +49 (0)6372 922 000 
Telefax: +49 (0)6372 9222990 
Webseite: https://www.bruchmuehlbach-miesau.de  
E-Mail: info@vgbm.de  
 
 
Kontaktdaten der/des (behördlichen) Datenschutzbeauftragten: 
 
Telefon: +49 (0)6372 922 0107  
E-Mail: datenschutzbeauftragte@vgbm.de  
 
 
Zu welchem Zweck werden Ihre Daten verarbeitet? 
 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen der Stellenausschreibung/des 
Bewerbungsverfahrens der Verbandsgemeinde Bruchmühlbach-Miesau oder der 
Ortsgemeinden Bruchmühlbach-Miesau, Gerhardsbrunn, Lambsborn, Langwieden 
und Martinshöhe zur Verfügung gestellt. Die Daten werden nur im Rahmen des 
Bewerbungsverfahrens zur Stellenbesetzung aufgrund von § 20 Landesdaten-
schutzgesetz (LDSG) bzw. der beamtenrechtlichen Regelungen zum 
Personalaktenrecht gespeichert und verwendet.  
 
Wie lange werden die Daten gespeichert? 
 
Um das Stellenbesetzungsverfahren ordnungsgemäß durchzuführen, werden die von 
Ihnen gemachten Angaben in Papierform und elektronisch gespeichert. Nach 
Abschluss des Verfahrens erfolgt die Löschung Ihrer persönlichen Bewerbungsdaten 
nach sechs Monaten. Dies gilt nicht, sofern gesetzliche Bestimmungen einer 
Löschung entgegenstehen, die weitere Speicherung zum Zwecke der Beweisführung 
erforderlich ist oder Sie einer längeren Speicherung ausdrücklich zugestimmt haben. 
 
Welche Datenschutzrechte haben Sie? 
 
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der 
Datenschutzgrund-Verordnung insbesondere folgende Rechte: 
 

• Recht auf Auskunft über die zu ihrer Person gespeicherten 
personenbezogenen Daten und deren Verarbeitung (Art. 15 DS-GVO) 

• Recht auf Berichtigung , soweit sie betreffende Daten unrichtig oder 
unvollständig sind (Art. 16 DS-GVO 

• Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, soweit eine 
der Voraussetzungen nach Art. 17 DS-GVO zutrifft. Art. 17 Abs. 3 DS-GVO 
enthält Ausnahmen vom Recht auf Löschung zur Ausübung der Meinungs- 



und Informationsfreiheit, zur Erfüllung rechtlicher Speicherpflichten, aus 
Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit, 
für öffentliche Archivzwecke, wissenschaftliche, historische und statistische 
Zwecke sowie zur Durchsetzung von Rechtsansprüchen. 

• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung , insbesondere soweit die 
Richtigkeit der Daten bestritten wird, für die Dauer der Überprüfung der 
Richtigkeit, wenn die Daten unrechtmäßig verarbeitet werden, die betroffene 
Person aber statt der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangt, 
wenn die betroffene Person die Daten zur Geltendmachung oder Ausübung 
von Rechtsansprüchen oder zur Verteidigung gegen solche benötigt werden 
und deshalb nicht gelöscht werden können, oder wenn bei einem Widerspruch 
nach Art. 21 DS-GVO noch nicht feststeht, ob die berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen. 

• Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten 
aus persönlichen Gründen, soweit kein zwingendes öffentliches Interesse an 
der Verarbeitung besteht, das die Interessen, Rechte und Freiheiten der 
betroffenen Person überwiegt, oder die Verarbeitung der Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen (Art. 21 DS-GVO) dient. 

• Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde  beim 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Rheinland-Pfalz (www.datenschutz.rlp.de; E-Mail: 
poststelle@datenschutz.rl.de ), wenn sie der Ansicht ist, dass ihre 
personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden (Art. 13 Abs. 1 lit. 
e DS-GVO). 

 
An welche Stellen können Daten weitergegeben werden? 
 
Ihre Bewerbungsunterlagen werden grundsätzlich an den für das konkrete 
Bewerbungsverfahren zuständigen Fachbereich, den Personalrat der Dienststelle 
(sowie ggfs. der Gleichstellungsbeauftragten, dem Schwerbehindertenbeauftragten) 
zur Verfügung gestellt.  
Im Falle eines Klageverfahrens werden Ihre Daten an das zuständige Gericht 
übermittelt.  
 
 


